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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Niedersächsischen Verordnung 

über die Beschränkung sozialer Kontakte 
zur Eindämmung der Corona-Pandemie

Vom 9. April 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 28, 29
und 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli
2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587), in Verbindung
mit § 3 Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember
2011 (Nds. GVBl. S. 487), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 17. März 2017 (Nds. GVBl. S. 65), wird verordnet:

Artikel 1

§ 5 der Niedersächsischen Verordnung über die Beschrän-
kung sozialer Kontakte zur Eindämmung der Corona-Pande-
mie vom 7. April 2020 (Nds. GVBl. S. 63) erhält folgende
Fassung:

„§ 5

(1) 1Personen, die auf dem Land-, See- oder Luftweg aus
dem Ausland nach Niedersachsen einreisen, haben sich nach
§ 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) abzu-
sondern. 2Sie sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der
Einreise und auf direktem Weg zu ihrer Wohnung, dem Ort
des gewöhnlichen Aufenthalts oder der während des Aufent-
halts geplanten Unterkunft zu begeben und sich für einen
Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise ständig dort aufzu-
halten. 3Während der Absonderung ist es den in Satz 1 ge-
nannten Personen nicht gestattet, Besuch von Personen zu
empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. 4Die Sätze 1
bis 3 gelten auch für Personen, die zunächst in ein anderes
Land der Bundesrepublik Deutschland eingereist sind.

(2) 1Die in Absatz 1 genannten Personen sind verpflichtet,
unverzüglich die für Maßnahmen nach § 30 IfSG zuständige
Behörde zu kontaktieren und das Vorliegen der Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 anzuzeigen. 2Für die Zeit der Absonderung
unterliegen sie der Beobachtung durch das zuständige Ge-
sundheitsamt nach § 29 IfSG.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Personen, die keine
Symptome einer Erkrankung an COVID-19 aufweisen und die
sich weniger als 48 Stunden im Ausland aufgehalten haben
oder aus den in § 3 Nrn. 3, 4, 6, 10 bis 15 und 17 bis 19 ge-
nannten Gründen nach Niedersachsen einreisen. 

(4) 1Von den Regelungen der Absätze 1 und 2 ausgenommen
sind, wenn sie keine Symptome einer Erkrankung an COVID-19
aufweisen, 

1. Personen, die unaufschiebbar beruflich bedingt Personen,
Waren und Güter auf der Straße, der Schiene, per Schiff
oder per Flugzeug transportieren,

2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-,
oder Straßenpersonenverkehrsunternehmen sowie Un-
ternehmen, die Flugzeuge warten, Flugbegleiterinnen und
Flugbegleiter nach § 4 a des Bundespolizeigesetzes sowie
Besatzungen von Sanitäts- und Organflügen, die sich im
Rahmen ihrer Tätigkeit im Ausland aufgehalten haben, 

3. Personen, die unaufschiebbar beruflich bedingt täglich,
für einen Tag oder für wenige Tage nach Niedersachsen
einreisen oder aus Niedersachsen ausreisen,

4. Beschäftigte im Gesundheitswesen und im Pflegebereich,

5. Personen, die Dienstleistungen für Betreiber kritischer Infra-
strukturen erbringen,

6. Angehörige von Feuerwehren und Rettungsdiensten so-
wie des Katastrophenschutzes,

7. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörden des öffent-
lichen Gesundheitsdienstes,

8. Bedienstete des Justiz- und Maßregelvollzugs,

9. Angehörige des Polizeivollzugsdienstes,

10. Mitglieder des Europäischen Parlaments, des Deutschen
Bundestages und der Parlamente der Länder sowie Perso-
nen, die mit der Pflege diplomatischer oder konsularischer
Beziehungen betraut sind.

2In den Fällen des Satzes 1 Nrn. 4 bis 9 hat der Dienstherr oder
die Leitung der sonstigen Einrichtung über die Erforderlichkeit
der Tätigkeitsaufnahme nach Abwägung der Ansteckungsge-
fahr und der Dringlichkeit der aufzunehmenden Tätigkeit zu
entscheiden. 3Eine schriftliche Bestätigung hierüber ist mitzu-
führen.

(5) 1Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Personen, die zur
Unterstützung der Wirtschaft oder der Versorgung der Bevöl-
kerung aus dem Ausland zum Zweck einer mehrwöchigen
Arbeitsaufnahme einreisen, wenn die betroffenen Personen
keine Symptome einer Erkrankung an COVID-19 aufweisen
und am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den ers-
ten 14 Tagen nach ihrer Einreise einer Quarantänemaßnahme
gleichwertige Maßnahmen der betrieblichen Hygiene und
Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung getroffen werden. 2Der
Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme bei der zuständigen
Behörde nach § 30 IfSG an und dokumentiert die ergriffenen
Maßnahmen nach Satz 1. 3Für weitere Personen kann die nach
§ 30 IfSG zuständige Behörde Befreiungen erteilen, wenn dies
im Einzelfall unter Berücksichtigung der Ansteckungsgefahr
zur Vermeidung besonderer Härten erforderlich ist.

(6) 1Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Personen, die kei-
nen über eine Durchreise hinausgehenden Aufenthalt in Nie-
dersachsen beabsichtigen. 2Diese Personen haben das Gebiet
Niedersachsens auf unmittelbarem Weg zu verlassen. 3Die hier-
für erforderliche Durchreise durch Niedersachsen ist gestattet.

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner nicht für Angehörige
der Streitkräfte, die aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen
Verpflichtungen im Ausland zurückkehren.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 9. April 2020

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

R e i m a n n

Ministerin


